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Einleitung 

Die Indische Union erweist sich auch 50 Jahre nach ihrer Unabhängigkeit 194 7 als Land 

der Widersprüche. Am Umfang des Bruttosozialprodukts gemessen zählt das Land zu 

den zehn größten Industrienationen. Die kaufkräftige Mittelschicht, die konservativen 

Schätzungen zufolge 150-200 Mio. Menschen umfaßt, entspricht einem gemeinsamen 

Markt von der Größe der Bundesrepublik, Frankreichs und Großbritanniens. Die Mitte 

der 80er Jahre eingeleitete und seit 1991 forcierte wirtschaftliche Liberalisierung hat 

zudem einen deutlichen Anstieg des Wirtschaftswachstums nach sich gezogen. Darüber 

hinaus gilt Indien als Nuklearmacht mit globalen Ambitionen, strebt einen Sitz im Si­

cherheitsrat der Vereinten Nationen an, verfügt über ein eigenes Weltraum- und Satelli­

tenprogramm sowie eine eigene Rüstungsindustrie. Aufgrund seiner neuen wirtschaftli­

chen Dynamik, seines wissenschaftlichen und technologischen Potentials und seines 

Binnenmarktes gilt das Land vielen Beobachtern deshalb als einer der nächsten 

'Tigcrstaaten' im asiatischen Raum. 1 Zugleich ist die Indische Union die größte funk­

tionierende Demokratie der Welt, die schwere innenpolitische Krisen, wie z.B. die Un­

ruhen Anfang der 80cr Jahre im Punjab oder die Ermordung von Premierminsterin Indi­

ra Gandhi 1984, bislang unbeschadet überstanden hat. Die verschiedenen Regierungen 

haben im Lauf der Jahre verschiedene institutionelle und politische Mechanismen ge­

schaffen, um die immer wieder auftretenden Konflikte zwischen religiösen, linguisti­

schen, regionalen und ethnischen Minderheiten einerseits und der Zentralregierung an­

dererseits friedlich beizulegen. Wie wichtig solche Regelungen sind, zeigen die gegen­

wärtigen Entwicklungen in 'Vielvölkerimperien · wie in der ehemaligen Sowjetunion 

oder Jugoslawien, die nach dem Ende des Kalten Krieges an den aufbrechenden Natio­

nalitätenkonflikten zerbrochen sind. 

Trotz dieser Errungenschaften steht das indische Staatswesen 50 Jahre nach der Unab­

hängigkeit weiterhin einer Reihe von Problemen gegenüber. Die bis Mitte der 80er Jah­

re verfolgte Wirtschaftspolitik der mixed economy, die plan- und marktwirtschaftliche 

Elemente miteinander verband, war nicht in der Lage, Armut und Unterentwicklung 

wirksam w bekämpfen. Trotz zahlreicher sozio-ökonomischer Fortschritte seit der Un-
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Aufgrund dieser Widersprüche stellt sich die Frage nach den zukünftigen Perspektiven 

der Indischen Union. Welche politische Enwicklungen prägen das Land seit Ende der 

80er Jahre und welche Erfolgsaussichten haben die seit 1991 eingeleiteten wirtschaftli­

chen Reformen? Hierzu sollen in einem ersten Schritt die Institutionen des indischen 

Staats- und Entwicklungsmodells, die wichtigsten Akteure -- in Form der Parteien -- so­

wie mit der Wirtschafts-- und Minderheitenpolitik zwei wesentliche Politikbereiche auf-­

gezeigt werden. Im zweiten Teil stehen die politischen und wi1ischaftlichen Verände­

rungen seit Ende 80er Jahre im Vordergrund. Mit dem Aufstieg der Indischen Volks­

partei entstand gegenüber der seit Jahrzehnten regierenden Kongreßpartei ein ernsthafter 

Konkurrent auf nationaler Ebene, die wirtschaftliche Reformpolitik nach 1991 brach 

radikal mit bisherigen Grundsätzen, und die Wahl vom Mai 1996 setzte neue politische 

Rahrnenbed i ngungen. 

l. 'Self-Reliant lndia': Das indische Staats- und Eutwicklungsmodcll nach der

Unabhängigkeit

Um die Analyse zu erleichtern und der ungeheuren Komplexität der Indischen Union, 

die von der Größe mit dem europäischen Kontinent zu vergleichen ist, diesen aber in 

kultureller, sozialer und regionaler Vielfalt bei weitem übertrifft, wenigstens ansatzwei­

se gerecht zu werden, gehen die folgenden Ausführungen von einem analytischen Kon­

strukt, dem indischen Staats- und Entwicklungsmodell, aus. Dieses Modell läßt sich mit 

dem Begrif
f 

der selfreliance umschreiben. Selfreliance, d.h. das Streben nach Unab­

hängigkeit und Eigenständigkeit, steht dabei für das Bemühen der politischen Fülu-ung 

im innen-, wirtschafts- und außenpolitischen Bereich, einen eigenen, dritten Weg zwi­

schen Kapitalismus und Sozialismus zu beschreiten. Innenpolitisch verband dieses indi­

sche Staats- und Entwicklungsmodell ein politisches System nach westlichem Vorbild 

mit einer weitgehend staatlich kontrollierten Wirtschaft nach planwirtschaftlichem Vor­

bild. Außenpolitisch war es der Versuch, den Gedanken der Blockfreiheit mit guten 

Handelsbeziehungen zum Westen bei einer gleichzeitig engen Zusammenarbeit mit der 

Sowjetunion miteinander in Einklang zu bringen.4 

4 Außenpolitische Erwägungen bleiben im folgenden weitgehend unberücksichtigt, vgl. hierzu C. Wag­
ner, Indiens Rolle in der Welt: Außenpolitische Herausforderungen im Spannungsfeld nationaler und 
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sich auch in der Nuklearpolitik wider, gehört doch die Indische Union zu den wenigen 

Staaten, die bis heute nicht den Atomwaffensperrvertrag unterzeiclmet haben und somit 

das nationale Nuklearprogramm einer internationalen Kontrolle weitgehend entziehen.9 

1.1 Die Institutionen des politischen Systems 

Das politische System der Indischen Union orientiert sich im wesentlichen am Vorbild 

des britischen Westminster-Modells. Die umfangreiche Verfassung sichert die Grund­

rechte, regelt die Beziehungen der politischen Institutionen, und der oberste Gerichtshof 

sorgt für eine funktionierende Gewaltenteilung. An der Spitze des Landes steht der Prä­

sident, gegenwärtig Shankar Dayal Sharma, der durch ein Wahlmännerkolleg aus beiden 

Häusern des Parlaments und der Länderparlamente gewählt wird. Er hat weitgehend 

repräsentative Funktionen, während die politische Macht beim Premierminister und 

seinem Kabinett liegt. Das Parlament wird alle fünf Jahre nach dem britischen Mehr­

heitswahlrecht gewählt. 

Das Zwei-Kammern-System gewährt den Bundesstaaten eine Mitsprache bei der Ge­

setzgebung. Das föderale Staatsprinzip gibt den Bundesstaaten darüber hinaus weitge­

hende Kompetenzen in den für die Entwicklung zentralen Bereichen, wie Landwirt­

schaft, Bildung, Gesundheit. Allerdings verfügen die Bundesstaaten über keine ausrei­

chende eigene Finanzierung und sind dadurch finanziell in hohem Maße von der Zen­

tralregierung abhängig. Der an der Spitze eines Bundesstaates stehende, vom Präsiden­

ten der lndiscben Union ernannte Governeur kann zudem der Bundesregierung jederzeit 

empfehlen, die gewählte Landesregierung abzusetzen, wenn in seinen Augen Gefahr für 

die öffentliche Sicherheit besteht. Dieses Mittel des sog. President 's Rufe ist in der Ver­

gangenheit immer wieder aus parteipolitischen Kalkülen mißbraucht worden. 10 

Seit der Unabhängigkeit haben in regelmäßigen Abständen Wahlen stattgefunden, deren 

Ergebnisse - trotz immer wiederkehrender kleinerer Unregelmäßigkeiten in einzelnen 

'1 C. Wagner, Regionale Konflikte, Rüstungswettlauf und nukleare Proliferation in Südasien, Rostock
1995 (Rostocker Informationen zu Politik und Verwaltung, Heft 2). 
10 Zum Aufbau des Regierungssystems und der Rolle der Institutionen vgl. R. Thakur, The Government 
and Politics of lndia, Basingstoke 1995; zur Rolle des Föderalismus vgl. D. Rothermund, Parlamentari­
sche Demokratie und Föderalismus, in: D. Rothermund (Hrsg.), Indien. Kultur, Geschichte, Politik, Wirt­
schaft, Umwelt. Ein Handbuch, München 1995, S. 389-408. 
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1.2 Akteure auf nationaler Ebene: Die Parteien 

1.2.1 Die Kongreßpartei 

Die mit Abstand wichtigste politische Kraft ist seit der Unabhängigkeit die Kongreß­

partei gewesen. 11 Sie ging aus dem Indischen Nationalkongreß hervor, der unter der 

Führung von Jawaharlal Nehru und Mahatma Gandhi im August 1947 die Unabhängig­

keit des Landes nach über 150 Jahren britischer Kolonialherrschaft erreichte. Angesichts 

der Erfälu·ungen der Teilung und der Ermordung Mahatma Gandhis durch radikale Hin­

dus trat die Partei unter der Führung Nehrus für ein säkulares Staatswesen ein. Die 

Kongreßpartei war allerdings weniger eine Partei im westlichen Sinn. Sie verfügte kaum 

über ein eigenständiges politisches Profil, sondern war und ist in zahlreiche politische, 

soziale und regionale Faktionen (factions) unterteilt. Die Parteiorganisation ist schwach, 

innerparteiliche Demokratie wird, wie in anderen indischen Parteien, kaum praktizie1t. 

Die Parteiführung ist in hohem Maße auf die jeweiligen Führungspersönlichkeiten aus­

gerichtet, deren Charisma im wesentlichen über den Wahlerfolg entscheidet. Vor allem 

während der Regierungszeit von Indira Gandhi erfuhr die Partei eine starke Zentralisie­

rung, da Entscheidungen auch in den einzelnen Landesverbänden zumeist von ihr selbst 

gefällt wurden. Wachsende regionale Rivalitäten in der Partei, Patronage und Kliente-

1 ismus sowie eine wachsende Korruption bei der Ämtervergabe waren die Folge. Solche 

Mechanismen lassen sich in mehr oder minder ähnlicher Form bei allen anderen indi­

schen Parteien wiederfinden. 15 

Die Kongrcßpartei dominierte nicht nur die nationale Politik, sondern stellte bis 1967 

auch in allen Bundesstaaten die jeweilige Landesregierung. Erst die Wahlen von 1968 

beendeten dieses 'demokratische Einparteiensystem', als in einigen Bundesstaaten Re­

gionalparteien an die Macht gelangten. Diese nehmen eine wichtige Rolle im politi­

schen System ein, und haben mit den Wahlen von 1996 auch auf nationaler Ebene an 

Bedeutung gewonnen. Die Kongreßpartei regierte das Land von 1947 bis l 977. von 

1980 bis 1989 und von 1991 bis l 996. Geprägt wurde der politische Kurs der Partei und 

11 Die Kongreßpartei hat im Verlauf ihrer Geschichte zahlreiche Abspaltungen erlebt. Der Begriff Kon­
greßpartei bezieht sich deshalb immer auf den Teil des Indian National Congress (INC), der von der Neh­
ru-Gandhi-Familie geführt wurde. 
is Zur Entwicklung der Kongreßpartei vgl. S.J\. Kochanek, The Congress Party of lndia: Thc Dynamics
of One-Party Democracy, Princcton 1968. 
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unter Premierminister Chandra Shekhar abgelöst, der sich mit rund 50 Abgeordneten 

von der Janata Da! abgespalten hatte, aber von der Kongreßpartei unterstützt wurde. 

Nach einem halben Jahr Amtszeit trat diese Regierung jedoch zurück, und die anschlie­

ßenden Neuwahlen brachten erneut die Kongreßpartei an die Macht. 17 

Es zeigt sich, daß die Kongreßpartei lange Zeit kaum eine ernstzunehmende Konkurrenz 

auf nationaler Ebene hatte. Die Partei verlor ihre traditionellen Hochburgen im Norden 

des Landes bereits in den 70er Jahren und verlagerte ihre Schwerpunkte in den Süden 

und Westen des Landes. Auch unter den Minderheiten, wie Muslime, untere Kasten und 

Stammesbevölkerung, schwand der politische Einfluß der Kongreßpartei deutlich. 18 Die 

soziale und regionale Zersplitterung der Parteienlandschaft hat jedoch der Kongreßpartei 

immer wieder in die Hände gespielt und zur Macht verholfen, da die programmatischen 

Widersprüche in den Anti-Kongreß-Koalitionen ebensowenig auf Dauer zu unterdrük­

ken waren wie die persönlichen Rivalitäten. 

1.3 Ausgewählte Politikfelder 

1.3.1 Die wirtschaftliche Entwicklung 

Ähnlich wie im politischen Bereich zeigte sich auch in der Wirtschaftspolitik das Stre­

ben nach Eigenständigkeit und Unabhängigkeit. Zwei Merkmale haben seit der Unab­

hängigkeit die indische Volkswirtschaft geprägt. Erstens, das starke Gewicht der Land­

wirtschaft, deren Anteil am BIP 1993 noch bei 31 Prozent lag und die zwei Drittel aller 

ßcschäftigtcn aufnahm. 19 Ein zweites Merkmal ist das starke Gewicht des öffentlichen 

Sektors, ein 'klassisches' Erbe der wirtschaftspolitischen Ausrichtung mit der starken 

Rolle des Staates nach der Unabhängigkeit. 

Gandhi und Nehru hatten unterschiedliche Vorstellungen über die zukün�ige Wirt­

schaftspolitik. Gandhi bevorzugte die förderung der Klein- und Mittelindustrie, um die 

Probleme der weitverbreiteten Armut und Unterentwicklung zu bewältigen. Nehru, des­

sen Konzeptionen sich schließlich durchsetzen konnten, stand hingegen stärker in der 

nach dem Tod ihrer Väter bzw. Ehemänner. 
17 Vgl. Thakur 1995, S. 233-237. 
ik Zum politischen Niedergang der Kongreßpartei vgl. L.I. Rudolph, S. Hoeber Rudolph, In Pursuit of 

Ltikshmi. The Political Economy ofthe Indian State, Chicago 1987. S. 178-207. 
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Da!, einer Sikhpartei, konnte der Konflikt seit Ende der 80er Jahre weitgehend einge­

dämmt werden. 33 

Die Auseinandersetzungen in Kaschmir, die seit Ende der 80er Jahre zwischen der indi­

schen Regierung und aufständischen Muslimseparatisten herrschen, werden durch die 

anhaltenden Spannungen zwischen Indien und Pakistan weiter verschärft. Der Konflikt 

mit Pakistan entzündet sich an der seit 194 7 ungeklärten Frage um die endgültige Zuge­

hörigkeit des ehemaligen unabhängigen Fürstenstaates Kaschmir und seiner muslimi­

schen Mehrheit, der seit dem ersten indo-pakistanischen Krieg von 1947/48 geteilt ist. 

Indien hat das Gebiet von Jammu und Kaschmir weitgehend in die indische Union inte­

griert, obgleich es einen eigenständigen Status in der Verfassung besitzt (Art. 370). 

Nach den massiven Wahlfälschungen bei der LandtagswahJ 1988 zugunsten der Kon­

greßpartei und der mit ihr verbündeten National Conference wurden Forderungen laut, 

die nicht mehr den Anschluß an Pakistan, sondern die staatliche Eigenständigkeit pro­

pagierten. Unterstützt von pakistanischer Seite tobt seit dieser Zeit ein erbitterter Gue­

rillakrieg zwischen staatlichen Sicherheitskräften und der Armee einerseits und ver­

schiedenen militanten Gruppierungen andererseits, denen nach Angaben von Menschen­

rechtsorganisationen bislang mehrere zehntausend Menschen zum Opfer gefallen sein 

sollen. Nach den Landtagswahlen vom Herbst 1996 und dem Sieg der National Confe­

rence bleibt abzuwarten, inwieweit eine politische Lösung zwischen der neuen Regie­

rung in Neu�Delhi und in Srinagar erzielt werden kann. 

2. Politische und wirtschaftliche Verfü1dcrungen seit Anfang der 90cr Jahre

Seit Mitte der 80er Jahre zeichneten sich tiefgreifende Veränderungen im indischen 

Staats- und Entwicklungsmodell ab. Im politischen Bereich manifestierten sich diese im 

Niedergang der Kongreßpartei. War sie zu Beginn das Symbol der staatlichen Einheit 

Indiens, so verlor sie ihre integrative f,\mktion zusehens. Der Aufstieg von Regional­

parteien, die Stimmenverluste der Kongreßpartei in den bevölkenmgsreichsten nördli­

chen BunJcstaaten ( Hind;-Be/1), die Abkehr von Minderheiten, die traditionell der Partei 

nahestanden, und eine zunehmend zentralistische Führung bei fehlender innerparteili-

n Zu Verlauf und Ursachen des Sikh-Konfliktes vgl. M. Tully, S. Jacob, Amritsar, London 1986; M. 
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das gleichzeitige Erstarken hindu-nationalistischer Gruppen und Parteien sowie die 

wirtschaftliche Liberalisierung machen deutlich, wie sehr sich die wirtschaftlichen und 

säkularen Grundlagen des indischen Staats- und Entwicklungsmodells mittlerweile im 

Wandel befanden. 

2.1 Neue nationale Akteure: Der Aufstieg der Bbaratiya Janata Party (BJP) 

Seit Mitte der 80er Jahre hat sich die Bharatiya Janata Party (BJP, übersetzt: indische 

Volkspartei) zur wichtigsten politischen Partei neben der Kongreßpartei entwickelt. Im 

Gegensatz zu den Regionalparteien versteht sie sich als nationale Partei, die z.B. bei 

Wahlen in nahezu allen Bundesstaaten antritt oder entsprechende Wahlbündnisse mit 

regionalen Parteien eingeht. Die BJP vertritt eine hindu-nationalistische Jdeologie 

(Hindutva) und hat ihre Hochburgen in den hindi-sprechenden Bundesstaaten des Nor­

dens. Sie hat vehement die Ausbreitung von Mißwirtschaft und Korruption unter der 

Kongreßpartei angeprangert und sich das Image einer Partei der 'Saubermänner' zuge­

legt. Die deutlichsten Unterschiede zur Kongreßpartei finden sich im ideologischen Be­

reich. Die BJP fordert, daß die Hindus aufgrund ihrer zahlenmäßigen Mehrheit - rund 83 

Prozent der Bevölkerung gelten als Hindus - eine dominante Rolle im Staat einnehmen. 

Damit wendet sich die Partei gegen die säkularen Prinzipien der indischen Verfassung, 

wie sie von der Kongreßpartei durchgesetzt wurden, und die religiösen Minderheiten 

wie Muslimen und Sihks bestimmte Privilegien zum Schutz zur Religion einräumen.35 

Seit Mitte der 80er Jahre haben vor allem die gewaltsamen religiösen Auseinanderset­

zungen zwischen hindu-nationalistischen Gruppen und den Muslimen in Nordindien 

zugenommen. Über die Landesgrenzen hinaus bekannt wurde der Streit um den Tempcl­

/Moscheenkomplex in Ayodhya im nordindischen Bundesstaat Uttar Pradesh. Nach 

Ansicht hindu-nationalistischer Gruppen, wie der Rashtriya Swayamsevak Sangh (RSS) 

und der Vishwa Hindu Parishad (VHP), befand sich die dortige Moschee am Geburtsort 

des llindugottes Ram. Sie forderten deshalb den Abriß der Moschee, um an deren Stelle 

'
1 

Vgl. B. Graham, 1-lindu-Nationalism and Indian Politics: The Origins and Development ofthe Bhara­

tiya Jana Sangh, Cambridge 1993; J. Rösel, Ideologie, Organisation und politische Praxis des Hinduna­
tionalismus: Lehre, Rituale und Wirkung des RSS und der BJP, in: Internationales Asienforum, 25 ( 1994) 
3-4, S. 285-313.
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Wahl 1996 ihren Stimmenanteil nur unwesentlich steigern konnte, errang sie 30 Prozent 

mehr Sitze im Parlament. 

Die politischen Ideen der Hindu-Nationalisten sind nicht neu in der politischen Arena 

Indiens, sondern waren seit der Unabhängigkeit immer wieder im Meinungsspektrum 

einzelner Parteien zu finden. Der Aufstieg der BJP in den 80er Jahren geht einher mit 

der Entstehung einer neuen kaufkräftigen Hindu-Mittelklasse. Die BJP artikuliert die 

neuen Werte dieser selbstbewußten Schicht, die eine neue kulturelle Eigenständigkeit 

forde1t und zugleich mit den alten Idealen der Kongreßpaitei bricht.37 Die Vereidigung 

des Pmteivorsitzendes A.B. Vajpayee nach dem Wahlsieg im Mai 1996 zum neuen 

Premienninister kann als Höhepunkt der bisherigen Entwicklung der Partei gelten. 

Wenngleich der damit verbundene Auftrag zur Regierungsbildung scheiterte, so zeigt es 

doch, daß sich die Partei einen festen Platz im politischen Spektrum des Landes erobert 

hat. 

2.2 Die wirtschaftlichen Reformen seit 1991 

Der Versuch der Eigenständigkeit des indischen Staats- und Entwicklungsmodells 

zeigte sich außenwirtschaftlich in den guten Beziehungen sowohl zum Westen als auch 

zur Sowjetunion. Seit 1971 waren Indien und die Sowjetunion durch einen Freund­

schatts-vertrag verbunden und hatten ilu-e rüstungstechnische Zusammenarbeit und iJu·e 

handelspolitischen Beziehungen kontinuierlich ausgebaut. Trotz ihrer Sympathie für 

sozialistische Ideen und der planwirtschaftlichen Ausrichtung der indischen Volkswirt­

schaft in vielen Bereichen, hatte die Indische Union aber weiterhin ihre guten politi­

schen Beziehungen zum Westen gepflegt und die Handelsbeziehungen intensiviert. Der 

Amtsantritt Gorbatschows 1985 in der Sowjetunion und seine tiefgreifenden Reformen, 

die zum Niedergang sozialistischer Systeme nach 1989 und zur Auflösung der Sowjet­

union 1991 führten. blieben auch für die Indische Union nicht ohne Folgen. 

Zwei Ereignisse Anfang der 90er Jahre trafen die Indische Union an ihrer empfindlich­

sten Stelle, der Ökonomie, und machten der politischen Führung deutlich, daß der dritte 

Grundlage oder I lindernis des Friedens?, München 1995, S. 83 f
f

. 

17 Vgl. Maaß 1996, S. 233. 
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schaftliche Reformen ausspricht und ebenfalls gezielt um ausländische Investitionen 

wirbt. 

Darüber hinaus werden die wirtschaftlichen Reformen durch eine Reihe weiterer natio­

naler Faktoren und internationaler Entwicklungen unterstützt. Trotz der Diskussionen 

um Hindu-Nationalismus und religiöse Identität gibt es einen breiten gesellschaftlichen 

Konsens über westliche Werte, wie Menschenrechte, Meinungs- und Pressefreiheit. Das 

westlich orientierte Bildungs- und das angelsächsische Rechtssystem werden ebenfalls 

nicht in Frage gestellt, sondern gelten als genuiner Bestandteil der indischen Gesell­

schatl. International bemüht sich die Regierung nicht nur um verbesserte Handelsbezie­

hungen zu den Industrieländern, sondern auch zu den Nachbarstaaten. Ende 1995 trat 

das SAARC Preferential Trading Arrangement (SAPT A) i11 Kraft, das durch eine Reibe 

von Zollsenkungen den intra-regionalen Handel in Südasien verbessern soll. Des weite­

ren bemüht sich die indische Regierung, ihre politischen und wirtschaftlichen Bezie­

hungen mit den Staaten der ASEAN zu verbessern und Mitglied in der APEC zu wer­

den.44 Neben der SAARC bemüht sich Indien aber auch um neue Zusammenschlüsse zur 

Förderung der regionalen Zusammenarbeit, wie z.B. die Indian Ocean Rim Initiative 

(IORI). Hierbei streben die größten Anrainerstaaten des Indischen Ozeans einen Ausbau 

ihrer Handelsbeziehungen an. Dadurch könnte ein Wirtschaftsraum entstehen, der Au­

stralien, die Wachstumsökonomien Südostasiens, die bevölkerungsstarken Märkte Süd­

asiens, die rohstoffreichen Staaten des Persischen Golfs sowie wirtschaftlich auf-stre­

bende Staaten in Afrika, wie Kenia und Südafrika, miteinander verbindet. 

2.3 Die Parlamentswahlen vom Mai 1996 

Bereits im Vorfeld der Parlamentswahlen war immer wieder darüber spekuliert worden, 

inwieweit die Wahlen ein stabile, regierungsfähige Mehrheit hervorbringen würden. Das 

Jahr 1995 stand bereits ganz im Zeichen der Parlamentswahlen, bei denen die regierende 

Kongreßpartei bei einer Reihe von Landtagswahlen empfindliche Niederlagen hinneh­

men mußte. Sie verlor dabei wichtige Bundesstaaten wie z.B. Maharasthra und Gujerat, 

die als wirtschaftlich gut entwickelte Staaten bislang am meisten von der Liberalisie-

4·' Vgl. J. Rüland, Indiens neues Interesse an Südostasien, in: Außenpolitik, (1995) 1, S. 93-98. 
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Die Wahl kann aufgrund der schweren Niederlage der Kongreßpartei und der stark ver­

änderten sozialen Zusammensetzung des Parlaments als Zäsur im politischen System 

betrachtet werden. So sehr die Wahlen einerseits die Stabilität des demokratischen Sy­

stems mit einem erneuten Regierungswechsel unter Beweis gestellt haben, so sehr zei­

gen sie andererseits die sozialen Entwicklungen der vergangenen Jahre und machen 

deutlich, daß in Zukunft eher Koalitionsregierungen das Land regieren werden. Dies 

wird deutlich höhere Anforderungen an die Kompromißfähigkcit der daran beteiligten 

Parteien und Politiker stellen als bisher. Es bleibt zu hoffen, daß sich die verantwortli­

chen Politiker einem solchen Lernprozeß nicht verschließen werden. Denn bislang hat 

die indische Demokratie keine guten Erfahrungen mit Koalitionsregierungen gemacht. 

Weder die Koalitionen der Janata nach 1977 noch die der National Front nach 1989

konnten ihre Legislaturperiode beenden. Beobachter gehen deshalb davon aus, daß auch 

diese neue Mitte-Links-Regierung keine volle Legislaturperiode im Amt bleibt.51 

3. Perspektiven: Das indische Staats- und Entwicklungsmodell der 90er Jahre

Seit der Unabhängigkeit 1947 hat das eingangs skizzierte indische Staats- und Ent­

wicklungsmodell einen bemerkenswerten Wandel durchJaufen. Im politischen Bereich 

präsentiert sich die indische Demokratie 50 .Jahre nach il1Jer Entstehung - trotz aller 

Probleme - als stabiles und konsolidiertes System sowohl institutionell als auch in der 

Einstellung der Bevölkerung. Die Wahlsiege von Oppositionsparteien auf nationaler 

Ebene und in den Bundesstaaten zeigen, wie sehr die Bevölkerung trotz Armut, Anal­

phabetisierung und Unterentwicklung ihr demokratisches Stimmrecht schätzen gelernt 

hat. 

Die Wahlergebnisse seit 1989 machen zwei Entwicklungen deutlich: Erstens scheint die 

Zeit der 'Einparteiendemokratie' der Kongreßpartei vorbei zu sein. Die wirtschaftliche 

Entwicklung. die zunehmende soziale Differenzierung und die damit einhergehenden 

neuen Ansprüche der Bevölkerung spiegeln sich zunehmend im Parteiensystem und 

seiner Ausdifferenzierung wider. Es kann deshalb davon ausgegangen werden, daß Ko­

alitionsregierungen in Zukunft wohl eher die Regel als die Ausnahme bilden werden. 

'1 Vgl. Maaß 1996, S. 240. 
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